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hat das Kirchliche Arbeitsgericht der Diözese Rottenburg-Stuttgart durch den Vorsit-
zenden Richter am Kirchlichen Arbeitsgericht Mayerhöffer und die Beisitzenden Rich-
ter am Kirchlichen Arbeitsgericht Schmid und Swacek am 20.11.2015 
 
 
 

für Recht erkannt: 
 

 
 
 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

 

2. Verfahrenskosten vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht werden nicht erhoben. 

 

3. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tatbestand 
 
Es geht im vorliegenden Rechtsstreit um die Anfechtung der Wahl zur Mitarbeiter-

vertretung vom 26.03.2014 durch den Dienstgeber. Beklagter des Rechtsstreits ist 

der Wahlausschuss. 

Der Kläger ist Rechtsträger eines Ausbildungszentrums für soziale Berufe. Gesell-

schafter des Klägers sind verschiedene katholische Stiftungen und Verbände. Der 

Kläger betreibt an mehreren Standorten in Baden-Württemberg Ausbildungsein-

richtungen für soziale Berufe. 

Mit Vereinbarung vom 19.04.2004 wurden die bis zu diesem Zeitpunkt vom Caritas-

verband der Diözese Rottenburg-Stuttgart e. V. betriebenen Einrichtungen, das Insti-

tut für soziale Berufe in R., die Katholische Fachschule für Sozialpädagogik in N., die 

Altenpflegeschule in F., die Altenpflegeschule in S. und die Katholische Fachschule 

für Sozialpädagogik in S., zum 01.05.2004 in die Trägerschaft des Klägers übertra-
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gen. In der Vereinbarung zum Betriebsübergang wird die Katholische Fachschule für 

Jugend- und Heimerziehung in S. nicht ausdrücklich aufgeführt, die zu diesem Zeit-

punkt ebenfalls schon betrieben worden ist. Wegen der weiteren Einzelheiten wird 

auf die Übernahmevereinbarung vom 19.04.2004 (Anlage 1 zum Schriftsatz vom 

16.05.2014) Bezug genommen.  

Das Regierungspräsidium S. – Abteilung Schule und Bildung – hat mit Bescheid vom 

22.06.2005 die Genehmigung einer privaten Fachschule für Sozialpädagogik in S. 

auf Antrag vom 13.05.2005 erteilt. Wegen der Einzelheiten wird auf den Genehmi-

gungsbescheid vom 22.06.2005 (Anlage K 14 zum Schriftsatz vom 17.06.2014) Be-

zug genommen.  

Mit Bescheid des Regierungspräsidiums S. – Landesgesundheitsamt – vom   

04.10.2005 wurde die Anerkennung für den Betrieb der Fachschule für Jugend- und 

Heimerziehung in S. ausgesprochen. Wegen der Einzelheiten wird auf den Geneh-

migungsbescheid vom 04.10.2005 (Anlage K 13 zum Schriftsatz vom 17.06.2014) 

Bezug genommen.  

Beide Schulen waren bis zum Umzug in den Neubau in der S.-Straße in S. in der H.-

Straße in S. ansässig. Seit dem Betriebsübergang gab es für beide Fachschulen eine 

gemeinsame Mitarbeitervertretung.  

 

Mit Schreiben vom 27.11.2013 wurden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beider 

Fachschulen auf den 06.12.2013 zur Bestellung eines Wahlausschusses für die be-

vorstehende Wahl zur Mitarbeitervertretung eingeladen. Am 06.12.2013 wurde ein 

aus drei Personen bestehender Wahlausschuss bestellt, der die Institutsleitung um 

Übersendung der Mitarbeiterliste gebeten hat. Die Namen der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter wurden mit zwei Listen, getrennt nach Fachschule für Sozialpädagogik – 

12 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – und Fachschule für Jugend- und Heimerzie-

hung – 4 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – übersandt. In den Übersendungsschrei-

ben vom 24.01.2014 wies die Institutsleitung darauf hin, dass die Fachschulen als 

zwei selbstständige Fachschulen anzusehen und zu behandeln seien. Auf diesen 

Hinweis teilte der Vorsitzende des Wahlausschusses der Institutsleitung mit, dass die 

Wahl zur Mitarbeitervertretung auf der bisherigen Basis durchgeführt werde, da nach 

dessen Information die Schulen als eine Einheit anzusehen seien, zumal beim Bi-

schöflichen Ordinariat kein Antrag auf Trennung vorliege. 
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Am 12.02.2014 legte der Wahlausschuss den Termin für die Wahl der Mitarbeiterver-

tretung auf den 26.03.2014 fest. Als Ort der Wahlhandlung wurde das Sekretariat 

Sozialpädagogik bestimmt. Im Sekretariat war in der Zeit vom 17.02.2014 bis 

24.02.2014 das Wählerverzeichnis ausgelegt. Am 14.03.2014 wurden am Schwarzen 

Brett die Hinweise zur Durchführung der Wahl, einschließlich der Bekanntmachung 

der Kandidatinnen und Kandidaten, ausgehängt. In die Mitarbeitervertretung waren 

aufgrund der Anzahl der wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 3 Mitglie-

der zu wählen. Als Wahlbewerber wurden Herr A., Frau K. und Frau N. aufgestellt. 

Im Vorfeld der Wahl wurden an 7 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Briefwahlunter-

lagen versandt. 

Am 26.03.2014 wurde die Wahl durchgeführt. Von den 16 wahlberechtigten Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern haben 15, davon 6 per Briefwahl, gewählt. Es wurden 33 

gültige und 0 ungültige Stimmen abgegeben. Auf den Kandidaten A. entfielen 10 

Stimmen, auf die Kandidatin K. entfielen 14 Stimmen und auf die Kandidatin N. ent-

fielen 9 Stimmen. 

Das Ergebnis der Wahl wurde am 26.03.2014 am Schwarzen Brett mit dem Hinweis 

ausgehängt, dass jeder Wahlberechtigte oder der Dienstgeber die Wahl wegen eines 

Verstoßes gegen §§ 6-11c MAVO innerhalb einer Frist von einer Woche nach Be-

kanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich anfechten könne. Als Tag des Fristab-

laufs wurde in der Bekanntmachung der 03.04.2014 genannt. 

Mit Schreiben vom 02.04.2014, das am 03.04.2014 beim Wahlausschuss eingegan-

gen ist, hat der Dienstgeber die Wahl zur Mitarbeitervertretung angefochten. Zur Be-

gründung wird darauf hingewiesen, dass an der Wahl neben den 12 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern der Katholischen Fachschule für Sozialpädagogik auch die 4 Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter der Katholischen Fachschule für Jugend- und Heimerzie-

hung teilgenommen hätten. Auch sei ein Mitarbeiter der Katholischen Fachschule für 

Jugend- und Heimerziehung gewählt worden. Voraussetzung für die Bildung einer 

Mitarbeitervertretung sei jedoch, dass in der Einrichtung mindestens 5 wahlberechtig-

te Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt seien. Diese Voraussetzung sei bei 

der Einrichtung Katholische Fachschule für Jugend- und Heimerziehung nicht gege-

ben. Diese Voraussetzung könne auch nicht dadurch umgangen werden, dass sich 

diese Mitarbeiter an der Wahl der Mitarbeitervertretung für die Einrichtung Katholi-

sche Fachschule für Sozialpädagogik beteiligten. 
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Am 07.04.2014 hat der Wahlausschuss die Anfechtung mit der Begründung zurück-

gewiesen, dass die Liste der Wahlberechtigten korrekt gewesen sei. 

 

Mit Klage vom 14.04.2014, die am 17.04.2014 beim Kirchlichen Arbeitsgericht einge-

gangen ist, wendet sich der Kläger gegen die Entscheidung des Wahlausschusses. 

Zur Begründung der Klage weist der Kläger darauf hin, dass bei Durchführung der 

Wahl gegen Vorschriften des Wahlverfahrens verstoßen worden sei, weil für die ge-

trennte Einrichtung Katholische Fachschule für Jugend- und Heimerziehung eine 

Mitarbeitervertretung gewählt worden sei. Bei den Fachschulen handele es sich um 

zwei verschiedene Einrichtungen. Lediglich für die Katholische Fachschule für Sozi-

alpädagogik hätten die Voraussetzungen zur Bildung einer Mitarbeitervertretung vor-

gelegen. Die Schulen seien niemals als eine Einrichtung geführt worden. Bereits im 

Zuge des Betriebsübergangs habe für jede Schule die staatliche Anerkennung ein-

zeln beantragt werden müssen. Für die beiden Fachschulen habe es für die staatli-

che Genehmigung unterschiedliche Zuständigkeiten gegeben. Die Unterbringung der 

beiden Fachschulen in einem Gebäude diene lediglich dem Zweck, die Synergieef-

fekte bei der Ausbildung und dem Betrieb zu nutzen. Es müsse berücksichtigt wer-

den, dass sich die Rechtsträgerschaft von der tatsächlichen Leitung der Schule un-

terscheide. Die Arbeitsfelder, der Ausbildungsweg und die Aufnahmevoraussetzun-

gen der beiden Fachschulen seien sehr unterschiedlich. Jede Fachschule habe, was 

Zugang, Lehrplan und Prüfungen anbelangt, erheblich unterschiedliche Vorausset-

zungen. Auch die Betriebsmittel würden getrennt genutzt. Für beide Fachschulen 

müssten die Zuschüsse beim Regierungspräsidium, wie auch beim Bischöflichen 

Stiftungsschulamt, getrennt beantragt werden. Auch habe jede Schule einen eigenen 

Wirtschaftsplan. Jede Schule habe eine eigene Schulleitung, die auch für die Erstel-

lung und Überwachung der Unterrichtspläne verantwortlich sei. Das Anforderungs-

profil für die Lehrkräfte sei in jeder Schule unterschiedlich. Die Einstellung und Kün-

digung von Honorarkräften erfolge selbstverantwortlich durch die jeweilige Schullei-

tung. Die Einstellung hauptamtlicher Lehrkräfte erfolge in Absprache mit dem Träger. 

Seit dem Schuljahr 2013/14 würden auch die Lehrkräfte einer der beiden Fachschu-

len zugeordnet. Lediglich bei 3 Lehrerinnen werde aus sozialen Gründen auf deren 

ausdrücklichen Wunsch eine Ausnahme gemacht. Es sei auch Aufgabe der Schullei-

tung, für die Besorgung aller Angelegenheiten der Schule und für eine geordnete, 
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sachgemäße Schularbeit zu sorgen. Im Rahmen der Erfüllung dieser Aufgaben sei 

der Schulleiter auch gegenüber den Lehrern weisungsbefugt. 

Im Verlauf des gerichtlichen Verfahrens hat der Kläger weitere Verstöße gegen we-

sentliche Wahlvorschriften gerügt. So habe der Wahlausschuss im Zusammenhang 

mit der Briefwahl gegen § 11 Abs. 4 MAVO verstoßen. Nach dieser Regelung sei die 

Briefwahl nur bis zum Abschluss der Wahl möglich. Der Wahlausschuss hätte unmit-

telbar vor Abschluss der Wahl die eingegangenen Umschläge öffnen und die 

Wahlumschläge ungeöffnet in die Wahlurne legen müssen. Dies sei erst nach Ab-

schluss der Wahl außerhalb des Wahllokals geschehen. Die Briefwahlstimmen dürf-

ten wegen des Verstoßes nicht berücksichtigt werden. Der Verstoß sei auch geeignet 

gewesen, das Wahlergebnis zu beeinflussen. Die Betriebsöffentlichkeit habe ein Inte-

resse, den gesamten Vorgang verfolgen zu können. Als weiterer Verstoß wird gerügt, 

dass die Auszählung der Stimmen nicht im Wahllokal (Sekretariat Sozialpädagogik) 

stattgefunden habe, sondern im Raum 202. Auch dieser Verstoß sei geeignet, das 

Wahlergebnis zu beeinflussen. Es sei Sinn und Zweck des Öffentlichkeitsgebots, in-

teressierten Personen die Möglichkeit zu verschaffen, der Feststellung des Wahler-

gebnisses beiwohnen zu können, damit der Verdacht von Wahlergebnismanipulatio-

nen nicht aufkommen kann. 

 

Der Kläger beantragt:  

Die Wahl der Mitarbeitervertretung der katholischen Fach-

schule für Sozialpädagogik S. und der katholischen Fach-

schule für Sozialwesen Fachrichtung Jugend- und Hei-

merziehung S. wird für ungültig erklärt. 

 

Der Beklagte beantragt:  

Klageabweisung 

 

Dazu bringt er vor, beim Betriebsübergang der Fachschulen auf den Kläger im Jahre 

2004 seien diese als eine Einheit geführt worden. Dies ergebe sich schon daraus, 

weil in der Vereinbarung nur die Katholische Fachschule für Sozialpädagogik in S. 

aufgeführt sei. Daran habe sich auch dadurch nichts geändert, weil für die Fachschu-

len getrennt die Genehmigung als staatlich anerkannte Ersatzschule habe eingeholt 

werden müssen. Die Fachschulen seien auch nach dem Betriebsübergang als eine 
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Einrichtung geführt worden. Den Genehmigungsbescheiden könne auch entnommen 

werden, dass zu diesem Zeitpunkt beide Schulen vom selben Schulleiter geführt 

worden seien. Auch wenn sich die Person des Schulleiters in der Folge geändert ha-

be, so sei es bis zum Schuljahr 2010 dabei geblieben, dass es für beide Fachschulen 

nur eine Schulleitung gegeben habe. Auch nachdem beide Fachschulen jeweils eine 

eigene Schulleitung gehabt hätten, sei von der Institutsleitung nicht geklärt worden, 

wie die Kompetenzen verteilt seien. 

Darüber hinaus hätten bis Ende des Schuljahres 2012/2013 alle Lehrkräfte, mit Aus-

nahme einer Person, an beiden Fachschulen unterrichtet. Auch im laufenden Schul-

jahr gäben 3 Lehrkräfte in beiden Schulen Unterricht. 

Innerhalb des Gebäudes in S. würden viele Räume von den Schülerinnen und Schü-

lern beider Fachschulen genutzt. Auch der Auftritt nach außen sei in vielen Berei-

chen einheitlich, begonnen beim gemeinsamen Bankkonto, einer gemeinsamen Te-

lefonnummer, einer E-Mail-Adresse und einem gemeinsamen Stempel für beide 

Schulen. Selbst die Zeugnisse würden einheitlich ausgestellt mit „Katholische Fach-

schule für Sozialwesen, Fachrichtung Sozialpädagogik, Schwerpunkt Jugend- und 

Heimerziehung“. 

 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf deren Schriftsätze nebst An-

lagen Bezug genommen. 

 

Das in dem vorliegenden Rechtsstreit ergangene Urteil des Kirchlichen Arbeitsge-

richts vom 26.9.2014 wurde durch Urteil des Kirchlichen Arbeitsgerichtshofs vom 

17.07.2015 (M 12/2014) aufgehoben und zurückverwiesen. Wegen der Einzelheiten 

wird auf das Urteil vom 17.07.2015 Bezug genommen. 

 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

I. 

 

Die Klage ist zulässig. 
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a. Die kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen sind zuständig für Rechtsstreitigkei-

ten aus dem Mitarbeitervertretungsrecht (§ 2 Abs. 2 KAGO). Um eine solche 

Streitigkeit handelt es sich im vorliegenden Fall. Der Kläger ist Dienstgeber 

und hat die Wahl der Mitarbeitervertretung gemäß § 12 MAVO angefochten. 

 

b. Die Anfechtungsfrist nach § 12 Abs. 1 MAVO ist gewahrt, da durch Beschluss 

des Gerichts vom 26.09.2014 die Wiedereinsetzung in die versäumte Frist 

gewährt worden ist.  

 

c. Die Ausschlussfrist von 2 Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung des 

Wahlausschusses nach § 12 Abs. 3 MAVO wurde eingehalten. Der Wahlaus-

schuss hat am 07.04.2014 entschieden, die Wahlanfechtungsklage ist am 

17.04.2014 beim Kirchlichen Arbeitsgericht eingegangen. 

 

d. Die ursprünglich gegen die beigeladene Mitarbeitervertretung erhobene Klage 

ist als eine gegen den Wahlausschuss erhobene Wahlanfechtungsklage zu 

behandeln, da sich die Klage gegen die Entscheidung des Wahlausschusses 

vom 07.04.2014 richtet. Die Fehlbezeichnung des Beklagten in der Klage ist 

vom Gericht von Amts wegen klarzustellen (KAGH, Urteil vom 17.7.2015). 

 

 

II. 

 

Die Klage ist nicht begründet. 

 

1. Voraussetzung für eine begründete Wahlanfechtung ist, dass bei der Wahl 

gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit, das 

Wahlverfahren oder die Zusammensetzung der Mitarbeitervertretung versto-

ßen worden ist und die Möglichkeit einer Beeinflussung des Wahlergebnisses 

durch diesen Verstoß besteht (Kirchlicher Arbeitsgerichtshof, Urteil vom 

02.02.2007, M 03/06). 
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a. Ein Verstoß gegen wesentliche Vorschriften über die Wahl der Mitarbeiterver-

tretung liegt nicht darin, dass die Wahl unter Verkennung des Einrichtungsbe-

griffs durchgeführt worden ist. 

 

aa. Gemäß § 1a Abs. 1 MAVO sind in den Einrichtungen der in § 1 MAVO ge-

nannten kirchlichen Rechtsträger Mitarbeitervertretungen zu bilden. Ebenso 

wie im Betriebsverfassungsrecht, in dem es keine gesetzliche Definition für 

den Begriff Betrieb gibt, wird in der Mitarbeitervertretung der Begriff der Ein-

richtung nicht definiert. 

Im staatlichen Bereich wird für den Begriff des Betriebs im Sinne des Be-

triebsverfassungsgesetzes bzw. der Dienststelle im Sinne der staatlichen Per-

sonalvertretungsgesetze die Verselbstständigung der Organisation durch ei-

nen einheitlichen Leitungsapparat verlangt, der Dienstgeberfunktionen gegen-

über den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ausübt (BAG, 09.12.2009, AP     

BetrVG 1972 § 4, Nr. 19). Danach ist als Betrieb die organisatorische Einheit 

zu verstehen, innerhalb derer der Unternehmer allein oder in Gemeinschaft 

mit seinen Mitarbeitern mit Hilfe von sachlichen und immateriellen Mitteln be-

stimmte arbeitstechnische Zwecke verfolgt (BAG, Urteil vom 21.07.2004, 7 

ABR 57/03). Von entscheidender Bedeutung sind in diesem Zusammenhang 

die personalvertretungsrechtlich relevanten Befugnisse, die den Rechtsstatus 

des Mitarbeiters berühren, so z. B. Einstellung, Versetzung und Ähnliches 

(BVerwG, Beschluss vom 29. März 2001, 6 P 7/00). 

Dieser Auffassung hat sich der Kirchliche Arbeitsgerichtshof in seiner Ent-

scheidung vom 27.04.2012 (M 01/12) für die Bestimmung des Begriffs der 

Einrichtung angeschlossen. 

 

bb. Für die Beurteilung dieser Frage kommt es darauf an, ob die Fachschulen 

schon immer getrennte Einrichtungen waren und die seit dem Betriebsüber-

gang geübte Praxis, dass eine Mitarbeitervertretung für beide Fachschulen 

gewählt worden ist, nicht den tatsächlichen Gegebenheiten entsprochen hat. 

Es besteht zwar auch die Möglichkeit, dass der Rechtsträger gemäß § 1a Abs. 

2 MAVO nach Anhörung der betroffenen Mitarbeitervertretung regeln kann, 

was als Einrichtung gelten soll. Eine solche Regelung bedarf jedoch der Ge-
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nehmigung des Bischöflichen Ordinariats. Von dieser Möglichkeit hat der Klä-

ger keinen Gebrauch gemacht. 

 

bb. Der Kläger bringt vor, die Schulen seien bereits im Zeitpunkt des Betriebs-

übergangs zwei getrennte Einrichtungen gewesen, und daran habe sich in der 

Folge nichts geändert.  

 

Dies lasse sich schon daran ableiten, weil für jede Schule getrennt die staatli-

che Genehmigung habe beantragt werden müssen.  

Der Kläger war nach dem Betriebsübergang wegen des Betreiberwechsels 

verpflichtet, die Genehmigung der oberen Schulbehörde nach § 4 Abs. 1 Pri-

vatschulgesetz Baden-Württemberg (PSchG BW) für den Betrieb von Ersatz-

schulen einzuholen. Diese Genehmigung für Privatschulen ist Voraussetzung 

für deren Betrieb und für staatliche Beihilfen (§ 17 PSchG BW). 

Obere Schulbehörde ist das nach dem Sitz der Schule, nicht des Trägers der 

Schule, zuständige Regierungspräsidium. Welche Abteilung innerhalb des 

Regierungspräsidiums für die Genehmigung zuständig ist, richtet sich gemäß 

Abschnitt 1 Nummer 2 der Vollzugsordnung zum Privatschulgesetz 

(VVPSchG) nach der Zuständigkeit des jeweiligen Fachministeriums. 

 

Die getrennte Beantragung der Genehmigung beruht darauf, dass es sich bei 

der Fachschule für Jugend- und Heimerziehung um eine Schule für Berufe 

aus dem Gesundheitsbereich handelt, deren Ausbildungsordnung, die Ju-

gend- und Heimerziehungsverordnung (APrOJuHeErz) vom Sozial-minis-

terium im Einvernehmen mit dem Kultusministerium gemäß §§ 22, 23 Privat-

schulgesetz erlassen worden ist. Dementsprechend war innerhalb des Regie-

rungspräsidiums das Landesgesundheitsamt zuständig und nicht der Bereich 

Bildung und Schule. In diesem Zusammenhang ist es unerheblich, ob die ein-

zelne Fachschule eine selbstständige Einrichtung oder unselbstständige Tei-

leinrichtung ist. Diese Regelung spielt im Rahmen des Prüfungsauftrags des 

Regierungspräsidiums als Genehmigungsbehörde keine Rolle. Dieses hat le-

diglich zu prüfen, ob auch unter dem neuen Träger zu erwarten ist, dass die 

Vorgaben des Privatschulgesetzes und die für die einschlägigen Schultypen 

gemäß §§ 22, 23 Privatschulgesetz von den Ministerien erlassenen Rechts-
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verordnungen eingehalten werden. Für die Genehmigung nach dem Privat-

schulgesetz Baden-Württemberg kommt es somit entgegen dem klägerischen 

Vorbringen nicht darauf an, ob es sich bei den Fachschulen um eigenständige 

Einrichtungen handelt, sondern dass die Schulen in ihren Lehrzielen und Ein-

richtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht 

hinter den bestehenden öffentlichen Schulen zurückstehen (§ 5 Abs. 1 PSchG 

BW).  

Das Gesetz lässt als Betreiber von Privatschulen sowohl natürliche Personen 

als auch juristische Personen des privaten und des öffentlichen Rechts zu (§ 2 

Abs. 1 PSchG BW).  

Das Gesetz verlangt darüber hinaus nicht, dass, wenn ein Rechtsträger meh-

rere Schulen betreibt, diese als selbstständige Einrichtungen zu betreiben 

sind. Im Gegenteil lässt das Schulgesetz im Bereich des staatlichen Schulwe-

sens den Verbund vom verschiedenen Schularten in einer Schule ausdrück-

lich zu (vgl. § 16 SchG BW). Im Bereich der Privatschulen gehört eine solche 

Organisationsentscheidung zum Wesensgehalt der Privatschulfreiheit gemäß 

Art. 7 Abs. 4 GG und bedarf deshalb im Rahmen der Errichtung einer Schule 

keiner staatlichen Genehmigung. 

 

cc. Die Umstände des Betriebsübergangs lassen im Gegenteil den Schluss 

zu, dass zum damaligen Zeitpunkt alle Beteiligten von einer Einrichtung aus-

gegangen sind. 

In der Vereinbarung vom 30.04.2004 zwischen dem Caritasverband der Diö-

zese Rottenburg-Stuttgart e. V. und dem Kläger werden die Einrichtungen 

aufgeführt, die auf den Kläger übergehen. Diese Vereinbarung ist die vertrag-

liche Grundlage für den Betriebsübergang, weshalb ihr eine besondere Be-

deutung beizumessen ist. In einer solchen Vereinbarung müssen alle Dienst-

stellen und Einrichtungen aufgeführt sein, die übergehen sollen. Schließlich ist 

der neue oder der bisherige Dienstgeber verpflichtet, die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter über den Betriebsübergang schriftlich zu unterrichten (§ 613a Abs. 

6 BGB). 

In der Vereinbarung wird bezüglich des Instituts für soziale Berufe in R. aus-

drücklich aufgeführt, dass dieses aus der früheren Katholischen Fachschule 

für Sozialpädagogik und der Altenpflegeschule in S. besteht. Bei den übrigen 
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in der Vereinbarung aufgeführten Einrichtungen wurde eine derartige Differen-

zierung nicht gemacht oder wurde nicht für erforderlich gehalten. 

Von den beiden Fachschulen, um deren Organisationsstruktur es im vorlie-

genden Verfahren geht, wird in der Vereinbarung nur die Katholische Fach-

schule für Sozialpädagogik in der H.-Straße in S. aufgeführt. Beide Fachschu-

len waren aber zum damaligen Zeitpunkt in der H.-Straße in S. ansässig und 

in Betrieb. Beide Fachschulen hatten vor und nach dem Betriebsübergang 

Herrn R. als Schulleiter. In der Genehmigung, betreffend die Fachschule für 

Jugend- und Heimerziehung wird ausdrücklich darauf hingewiesen: „Der Sta-

tus quo der Fachschule bleibt bis auf weiteres erhalten; Schulleiter ist unver-

ändert Herr R. Die Einhaltung auch der neuen Ausbildungsvorschriften kann 

erwartet werden.“  

Bis Ende des Schuljahrs 2012/2013 haben „die meisten Mitarbeiter/innen der 

beiden Fachschulen auch in beiden Fachschulen unterrichtet“, wie die Ge-

schäftsführerin des Klägers in ihrem Schreiben vom 29.03.2012 an die Beige-

ladene ausführt (Anlage 2 zum Schriftsatz der Beigeladenen vom 05.06.2014). 

 

dd. Für die Annahme einer Einrichtung i. S. v. § 1a Abs. 1 MAVO spricht auch, 

dass bei den dem Betriebsübergang folgenden Wahlen zur Mitarbeiter-

vertretung für beide Fachschulen stets nur eine Mitarbeitervertretung gewählt 

worden ist.  

Darüber gab es bis zur jetzigen Wahl zwischen den Beteiligten offensichtlich 

keinerlei Differenzen. Die Geschäftsführerin des Klägers ging in ihrem bereits 

erwähnten Schreiben vom 29.03.2012 auch von diesem Zustand aus. 

 

ee. Für die Bestimmung des Einrichtungsbegriffs kommt es entscheidend da-

rauf an, wer die mitarbeitervertretungsrechtlich relevante Dienstgeberfunktion 

ausübt. Dies sind die Befugnisse, die den Rechtsstatus der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter betreffen. 

Dafür sind der Schultyp und deren Organisation nicht von Bedeutung, soweit 

es sich dabei nicht um Angelegenheiten zwischen dem Dienstgeber und den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern handelt. 

Somit sind die unterschiedlichen Bildungsziele, die verschiedenen Ausbil-

dungsordnungen, die unterschiedlichen Zugangsvoraussetzungen für die 
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Schüler, das Rechtsverhältnis zwischen den Schülern und der Schule, die 

Lehr- und Stundenpläne und Ähnliches keine geeigneten Abgrenzungs-

merkmale. Diese Umstände betreffen das Verhältnis zwischen der Schule und 

den Schülern. 

 

Es ist deshalb zu prüfen, ob der Schulleitung die mitarbeitervertretungs-

rechtlich relevante Dienstgeberfunktion zugekommen ist bzw. zukommt.  

Beide Fachschulen haben aktuell eine eigene Schulleitung und eine stellver-

tretende Schulleitung.  

Der Kläger hat vorgebracht, dass die Schulleitung bei der Einstellung von 

hauptamtlichen Lehrkräften in der Form beteiligt sei, dass die Einstellung in 

Absprache mit dem Kläger erfolgt. Die Schulleitung habe die Genehmigung für 

Fortbildungsmaßnahmen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu erteilen. 

Der Schulleitung obliege darüber hinaus die Einstellung und Kündigung von 

Honorarkräften. Die Personalplanung anhand der Anzahl der Schüler und die 

Verteilung und Überwachung der Deputate sei ebenfalls Aufgabe der jeweili-

gen Schulleitung. Die Anordnung von Vertretungen, die Aufstellung von Stun-

den- und Aufsichtsplänen gehöre ebenfalls zu deren Aufgaben. Der Schullei-

ter sei dabei weisungsberechtigt gegenüber den Lehrern. Er sei verantwortlich 

für die Einhaltung der Lehrpläne und der Notengebung, er habe Unterrichts-

besuche vorzunehmen und dienstliche Beurteilungen über die Lehrer abzuge-

ben. Er führe für den Schulträger die unmittelbare Aufsicht über die an der 

Schule tätigen Lehrer. 

 

Aus dieser Aufstellung wird deutlich, dass die Schulleitung im Hinblick auf 

personelle Maßnahmen, die den Rechtsstatus der Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter unmittelbar betreffen, keine eigenständige Entscheidungsbefugnis be-

sitzt.  

Bei der Entscheidung über die Einstellung und Kündigung handelt es sich ein-

deutig um personelle Maßnahmen, die den Rechtsstatus betreffen. Diese 

Kompetenz hat die Schulleitung aber nur im Hinblick auf die an der Schule 

beschäftigten Honorarkräfte. Es ist aber zu beachten, dass Honorarkräfte 

nicht zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Sinne von § 3 MAVO zählen 

(Schlichtungsstelle Köln, 23.03.1995, ZMV 1995, 134). 
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Im Hinblick auf die hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen der 

Schulleitung diese Rechte aber nicht zu. Die Schulleitung ist bei der Entschei-

dung über die Einstellung eines hauptamtlichen Lehrers, die dem Schulträger 

obliegt, nur beratend beteiligt. 

 

Auch bei den weiter aufgeführten Befugnissen handelt es sich nicht um sol-

che, die den Rechtsstatus der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unmittelbar be-

rühren. 

Die Personalplanung und Einteilung der Lehrkräfte auf die Schulklassen, ent-

sprechend deren fachlichen Voraussetzungen, sind Ausfluss des dem Dienst-

geber obliegenden Weisungsrechts. Hierzu zählt auch, dass der Schulleiter 

die Einhaltung der Lehrpläne, die Notengebung und die Unterrichtsinhalte 

überwacht und dienstliche Beurteilungen für die Schulaufsichtsbehörde abgibt. 

Eine dienstliche Beurteilung kann Grundlage für personelle Maßnahmen mit 

statusrechtlicher Wirkung sein. Der Schulleitung obliegt aber nicht die Ent-

scheidung, ob auf der Basis einer dienstlichen Beurteilung eine Beförderung in 

Betracht kommt. 

 

Das dienstliche Weisungsrecht umfasst auch die Befugnis, Fortbildungs-

maßnahmen zu genehmigen. 

In diesem Zusammenhang ist aber auch noch zu berücksichtigen, dass vom 

Betriebsübergang bis in das Jahr 2010 beide Fachschulen nur eine gemein-

same Schulleitung hatten. Nur weil aufgrund gewachsener Schülerzahlen für 

jede Fachschule eine eigene Schulleitung für erforderlich angesehen wurde, 

hätte dies nicht zur Folge, dass sich allein dadurch, ohne neue, genehmi-

gungspflichtige Einrichtungsbestimmung durch den Träger, die bisherige Or-

ganisationseinheit verändert hätte. 

 

ff. Für die Annahme einer Einrichtung im Sinne von § 1a MAVO spricht auch 

der Umstand, dass bis zum Schuljahr 2013/14 die Lehrkräfte nicht einer der 

beiden Fachschulen zugeordnet waren. 

Die Beklagte hat am 14.12.2011 bei der Institutsleitung u. a. angefragt, wie die 

Kompetenzen der Schulleitungen verteilt seien. Die Geschäftsführerin des 

Klägers hat in der Antwort vom 29.03.2012 mitgeteilt, dass beide Fachschu-
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len, deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der Mitarbeitervertretung ver-

treten werden, je eine Schulleitung und eine Stellvertretung haben. Vor dem 

Hintergrund, dass die meisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der beiden 

Fachschulen auch in beiden Fachschulen unterrichten, wird sicherlich jede 

Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter im Einzelfall überlegen müssen, welcher 

Schulleiter für das betreffende Thema der richtige Ansprechpartner ist. 

 

Soweit die Zuordnung der Lehrkräfte im folgenden Schuljahr vom Rechtsträ-

ger dahin gehend geändert wurde, dass nunmehr die Lehrkräfte einer der bei-

den Fachschulen zugeordnet werden, hat dies nicht zur Folge, dass ab die-

sem Zeitpunkt von zwei Einrichtungen auszugehen ist. 

 

gg. Auch der Umstand, dass sich in den Jahren seit Betriebsübergang die An-

zahl der Schüler und der Schulklassen etwa verdreifacht haben, führt nicht zu 

einer Veränderung im Hinblick auf die Organisationseinheit. Eine solche Ent-

wicklung kann allenfalls Anlass für Überlegungen sein, ob eine Trennung der 

Einrichtungen vorteilhaft sein könnte. 

Der Rechtsträger hat die Möglichkeit nach Anhörung der Mitarbeitervertretung 

zu regeln, was als Einrichtung gilt. Eine solche Regelung bedarf der Geneh-

migung des Bischöflichen Ordinariats (§ 1 a Abs. 2 MAVO). Das erforderliche 

Genehmigungsverfahren wurde nicht durchgeführt. 

 

hh. Aus den obigen Ausführungen ergibt sich, dass die beiden Fachschulen 

im Zeitpunkt des Betriebsübergangs auf den Kläger eine Einrichtung im Sinne 

von § 1a Abs. 1 MAVO waren und dass sich daran auch in der Folge nichts 

geändert hat.  

 

ii. Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, dass der Kirchliche Arbeitsge-

richtshof in seinem Urteil vom 17.07.2015 für das vorliegende Verfahren zum 

Einrichtungsbegriff im Sinne von § 1a Abs. 1 MAVO folgenden Hinweis gege-

ben hat: 

Die MAVO (Rottenburg-Stuttgart) stellt bei der Festlegung des Geltungsbe-

reichs in § 1 Abs. 1 auf die Dienststellen, Einrichtungen und sonstigen selbst-

ständig geführten Stellen ab, um festzulegen, wo die Mitarbeitervertretungen 
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zu bilden sind. Sie verwendet insoweit als Oberbegriff den Begriff der Einrich-

tung, der von den ebenfalls in § 1 Abs. 1 MAVO genannten Rechtsträgern zu 

unterscheiden ist. Der mitarbeitervertretungsrechtliche Begriff der Einrichtung 

korrespondiert vielmehr mit dem Begriff des Betriebs i. S. des BetrVG bzw. der 

Dienststelle i. S. der staatlichen Personalvertretungsgesetze. Dabei geht die 

MAVO von dem Gesichtspunkt aus, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

eines kirchlichen Rechtsträgers mitarbeitervertretungsrechtlich vertreten wer-

den. Wenn wie hier eine Fachschule desselben Rechtsträgers 12 Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter hat, die andere dagegen nur 4 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, besteht die Gefahr, dass bei Letzterer keine Mitarbeitervertretung 

gemäß § 6 Abs. 1 MAVO Rottenburg-Stuttgart gebildet werden kann. Inner-

halb der Arbeitsorganisation eines Rechtsträgers ist eine derartige Abgren-

zung nicht mit Sinn und Zweck einer Mitarbeitervertretungsordnung vereinbar. 

 

jj. Aus alledem ergibt sich, dass bei der Wahl zur Mitarbeitervertretung am 

26.03.2014 nicht von einem unrichtigen Einrichtungsbegriff ausgegangen 

worden ist. 

 

 

b. Auch die vom Kläger im Verlauf des gerichtlichen Verfahrens nachträglich 

vorgebrachten Anfechtungsgründe begründen die Klage nicht. 

 

aa. Der Prüfungsumfang des gerichtlichen Anfechtungsverfahrens ist nicht auf 

den vom Kläger in der Wahlanfechtung vom 02.04.2014 aufgeführten Anfech-

tungsgrund beschränkt. Das Nachschieben weiterer Anfechtungsgründe ist 

zulässig, sofern nur die Wahlanfechtung form- und fristgerecht eingelegt wor-

den ist. Dafür ist ausreichend, dass die Wahlanfechtung einen erheblichen An-

fechtungstatbestand enthält, wobei dieser im Ergebnis nicht begründet sein 

muss (Kirchliches Arbeitsgericht Diözese Rottenburg-Stuttgart3 Urteil vom 

21.03.2014, AS 01/14; Simon, Freiburger Kommentar MAVO, § 12, Rn. 29).  

Es ist auch nicht erforderlich, dass die nachträglich vorgebrachten Gründe 

schon Gegenstand des Wahlprüfungsbescheids waren (so aber Thiel / Fuhr-

mann / Jüngst, 7. Aufl., MAVO, § 12, Rn. 29). 
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Das staatliche Recht hat für die Wahlanfechtung nach § 19 BetrVG eine ver-

gleichbare Regelung. Für diesen vergleichbaren Fall hält die staatliche Recht-

sprechung das Nachschieben weiterer Anfechtungsgründe für zulässig, sofern 

der ursprüngliche Antrag einen ausreichenden Sachvortrag enthalten hat. In 

einem solchen Fall hat das Gericht alle erkennbaren Anfechtungsgründe bei 

seiner Entscheidung zu berücksichtigen, selbst wenn diese Verstöße nicht 

geltend gemacht worden sind (Thüsing, in: Kommentar Richardi BetrVG, § 19, 

Rn. 57; BAG, 03.10.1958, AP BetrVG § 18, Nr. 3 m. w. N.). 

Dasselbe gilt auch für das Kirchliche Arbeitsgericht. Dieses hat im Rahmen 

seiner Pflicht zur Amtsermittlung (§ 7 Abs. 3 KAGO) erkennbare und nicht 

vorgebrachte Umstände zu berücksichtigen. 

 

bb. Der Kläger bringt vor, dass bei der Durchführung der Briefwahl ein Verstoß 

gegen Vorschriften der Wahl begangen worden sei, weil der Wahlausschuss 

die Freiumschläge nicht unmittelbar vor Abschluss der Wahl geöffnet und die 

Wahlumschläge nach Vermerk der Stimmabgabe in der Liste der Wahlberech-

tigten ungeöffnet in die Wahlurne gelegt habe, sondern dies erst nach Ab-

schluss der Wahl außerhalb des Wahllokals getan habe (§ 11 Abs. 4 MAVO). 

Soweit ein Verstoß gegen wesentliche Wahlvorschriften dadurch behauptet 

wird, dass der Wahlausschuss den vorgeschriebenen Zeitpunkt für die Öff-

nung der Freiumschläge nicht beachtet habe, liegt ein Verstoß nicht vor.  

§ 11 Abs. 4 S. 4 MAVO lässt die Briefwahl bis zum Abschluss der Wahl am 

Wahltag zu. Diese Regelung besagt, dass bis zu diesem Zeitpunkt dem Wahl-

ausschuss die Unterlagen zugegangen sein müssen, damit sie berücksichtigt 

werden können. Abschluss der Wahl ist der Zeitpunkt, zu dem das Wahllokal 

geschlossen wird bzw. die Wahlzeit endet (Froning, Freiburger Kommentar 

MAVO, § 11, Rn. 8).  

Die gesetzliche Regelung der MAVO unterscheidet sich in diesem Punkt von 

der Regelung in § 26 Abs. 1 der Wahlordnung des Betriebsverfassungs-

gesetzes, die ausdrücklich vorschreibt, dass unmittelbar vor Abschluss der 

Stimmabgabe der Wahlvorstand in öffentlicher Sitzung die bis zu diesem Zeit-

punkt eingegangenen Freiumschläge öffnet. 
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cc. Bei der Durchführung der Wahl wurde im Zusammenhang mit den Wahl-

briefen der Briefwähler ein Verstoß gegen § 11 Abs. 4 S. 3 MAVO begangen.  

Nach der gesetzlichen Regelung hat der Wahlausschuss den Umschlag bis 

zum Wahltag aufzubewahren und am Wahltag die Stimmabgabe in der Liste 

der wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu vermerken, den Um-

schlag zu öffnen und den für die Wahl bestimmten Umschlag in die Urne zu 

werfen. Tatsächlich hat der Wahlausschuss die Briefwahlumschläge ungeöff-

net in die Urne geworfen. Die Briefwahlumschläge wurden erst bei der Aus-

zählung der Wahlstimmen geöffnet und die Wählerinnen oder der Wähler in 

der entsprechenden Liste vermerkt. 

Zu diesem Verstoß ist jedoch zu bemerken, dass er das Wahlergebnis objek-

tiv weder ändern noch beeinflussen konnte. Dafür kommt es entscheidend da-

rauf an, ob bei einer hypothetischen Betrachtung eine ohne den Verstoß 

durchgeführte Wahl zwingend zu demselben Ergebnis geführt hätte (BAG, 

Beschluss vom 31.05.2007, ABR 78/98). 

Im vorliegenden Verfahren ist zu berücksichtigen, dass für die Wahl zur Mitar-

beitervertretung nur drei Kandidatinnen und Kandidaten vorgeschlagen wor-

den sind. Diese Anzahl der Kandidaten entspricht genau der Anzahl der zu 

wählenden Mitglieder der Mitarbeitervertretung nach § 6 Abs. 2 MAVO, wo-

nach die Mitarbeitervertretung bei 11 bis 50 wahlberechtigten Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern aus drei Mitgliedern besteht. 

Die Kandidatenliste hatte nicht einmal die Mindestzahl von Wahlbewerbern 

enthalten. Gemäß § 9 Abs. 6 MAVO soll die Kandidatenliste doppelt so viele 

Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber enthalten, wie Mitglieder nach § 6 

Abs. 2 MAVO zu wählen sind. Dieser Umstand stand der Durchführung der 

Wahl aber nicht entgegen (§ 6 Abs. 2 S. 2 MAVO). 

Nachdem die Kandidatenliste gerade die notwendige Anzahl der zu Wählen-

den umfasste, war die Wahl der Kandidatinnen und Kandidaten nur davon ab-

hängig, dass auf jeden mindestens 3 Stimmen entfallen sind (§ 11 Absatz 7a 

MAVO). Diese Mindestzahl der erforderlichen Stimmen wurde in jedem Einzel-

fall erreicht. Dies gilt auch für den Fall, dass Stimmen der Briefwähler unbe-

rücksichtigt bleiben. Mit der geringsten Anzahl von Stimmen wurde Frau N. 

gewählt. Auf sie entfielen insgesamt neun Stimmen. An der Briefwahl teilge-

nommen haben sechs Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Jeder Wähler kann 
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einem Kandidaten nur eine Stimme geben. Auch bei Nichtberücksichtigung 

sämtlicher Briefwahlstimmen hätte sie die Mindestzahl an Stimmen erreicht. 

Somit ist festzustellen, dass sich trotz des Verstoßes kein anderes Wahler-

gebnis ergeben hätte. 

 

Soweit der Kläger in diesem Zusammenhang zusätzlich vorbringt, dass auch 

gegen den Grundsatz der Öffentlichkeit verstoßen worden ist, wird auf die 

nachfolgenden Ausführungen zum gerügten Verstoß gegen § 11 Abs. 5 S. 1 

MAVO verwiesen. 

 

cc. Der Kläger bringt weiter vor, der Wahlausschuss habe bei der Stimm- 

auszählung gegen § 11 Abs. 5 S. 1 MAVO verstoßen. 

Die Regelung schreibe vor, dass der Wahlausschuss unmittelbar nach Ab-

schluss der Wahl die Auszählung der Stimmen öffentlich vorzunehmen habe. 

Der gesamte Vorgang der Stimmauszählung habe öffentlich zu erfolgen, vom 

Öffnen der Freiumschläge der Briefwähler bis zur Feststellung des Wahler-

gebnisses. Das Gebot der Öffentlichkeit der Auszählung setze voraus, dass 

Ort und Zeit rechtzeitig vorher bekannt gemacht worden seien. Damit solle in-

teressierten Personen die Möglichkeit verschafft werden, die Auszählung be-

obachten zu können.  

Tatsächlich habe die Wahl im Sekretariat der Sozialpädagogik stattgefunden, 

wohingegen die Stimmauszählung in dem dem Sekretariat gegenüber-

liegenden Raum 202 durchgeführt worden sei. 

 

Der Vorsitzende des Wahlausschusses hat erklärt, dass der Wahlvorgang von 

8:00 Uhr bis 13:00 Uhr im Sekretariat Sozialpädagogik stattgefunden habe 

und dass sich der Wahlausschuss direkt im Anschluss daran im Raum 202 öf-

fentlich zur Stimmauszählung getroffen habe. Dazu habe man sich deshalb 

entschlossen, weil es im Sekretariat sehr beengt gewesen sei, der Raum 202, 

was die Möblierung, aber auch die Größe anbelange, geeignet gewesen sei. 

Die Tür des Raums 202 sei während der Auszählung nicht geschlossen ge-

wesen. Zum Zeitpunkt der Auszählung sei, mit Ausnahme der Mitglieder des 

Wahlausschusses, niemand mehr anwesend gewesen. 
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Auch wenn sich der Raum in unmittelbarer Nähe zum Wahllokal befunden hat, 

ist festzustellen, dass die Auszählung nicht am selben Ort stattgefunden hat, 

obwohl der Wahlausschuss dies in seinem Hinweis zur Durchführung der 

Wahl vom 14.03.2014 angekündigt hat. Der Wahlausschuss hätte, wenn er 

die Auszählung nicht im Wahllokal selbst vornehmen will, zumindest an der 

Tür des Sekretariats einen Hinweis auf den Raum hinterlassen müssen, in 

dem die Auszählung stattfindet. 

Unerheblich in diesem Zusammenhang ist, dass niemand zur Auszählung er-

schienen ist. 

 

Im vorliegenden Fall ist aber zu berücksichtigen, dass der Verstoß das Wahl-

ergebnis objektiv weder ändern noch beeinflussen konnte. Dafür ist entschei-

dend, ob bei einer hypothetischen Betrachtung eine ohne den Verstoß durch-

geführte Wahl zwingend zu demselben Ergebnis geführt hätte (BAG, Be-

schluss vom 31.05.2007, ABR 78/98). 

Bei einem Verstoß gegen das Gebot der öffentlichen Stimmauszählung kann 

dies regelmäßig nicht angenommen werden, da es normalerweise nicht aus-

geschlossen werden kann, dass es während der Stimmauszählung zu Fehlern 

gekommen ist, die im Falle der öffentlichen Auszählung nicht unterlaufen wä-

ren (BAG, Beschluss vom 15.11.2007, 7 ABR 53/99). 

 

Im vorliegenden Fall sind aber ganz besondere Umstände gegeben, bei de-

nen abweichend vom Regelfall festgestellt werden kann, dass der Verstoß das 

Wahlergebnis nicht hat beeinflussen können. 

Wie bereits ausgeführt, wurden für die Wahl zur Mitarbeitervertretung nur drei 

Kandidatinnen und Kandidaten vorgeschlagen. Dies entspricht gerade der An-

zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeitervertretung. Diese Anzahl der 

Kandidaten entspricht genau der Anzahl der zu wählenden Mitglieder der Mit-

arbeitervertretung (§ 6 Abs. 2 MAVO). Nachdem die Kandidatenliste gerade 

die notwendige Anzahl der zu Wählenden umfasste, war die Wahl der Kandi-

datinnen und Kandidaten nur davon abhängig, dass auf jeden mindestens 3 

Stimmen entfallen sind (§ 11 Absatz 7a MAVO). Diese Mindestzahl der erfor-

derlichen Stimmen wurde in jedem Einzelfall, auch bei Nichtberücksichtigung 

sämtlicher Briefwahlstimmen, erreicht (vgl. oben cc.). 



21 

 

 

III. 

Gemäß § 12 Abs. 1 KAGO werden im Verfahren vor den kirchlichen Gerichten 

für Arbeitssachen Gebühren nicht erhoben.  

 

IV. 

 

Die Revision gegen das Urteil wird nicht zugelassen, da die Rechtssache weder 

grundsätzliche Bedeutung hat, noch von einer Entscheidung des Kirchlichen 

Arbeitsgerichtshofes oder eines anderen Kirchlichen Arbeitsgerichts abgewi-

chen wird (§ 47 Abs. 2 KAGO). Bei der Entscheidung über die Revisionszulas-

sung war zu berücksichtigen, dass der Kirchliche Arbeitsgerichtshof in seinem 

Urteil vom 17.07.2015 zum Einrichtungsbegriff den vorliegenden Rechtsstreit 

betreffend ausdrücklich Stellung genommen hat und die angefochtene Ent-

scheidung in diesem Punkt bestätigt hat. 
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stimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel 
gerügt werden, die Tatsachen angeben, die den Mangel ergeben. 
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